
 

  

S 12 RJ 1065/01 A

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 12 RJ 1065/01 A
Datum 26.08.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 R 105/05
Datum 13.07.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 26.
August 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten besteht Streit Ã¼ber eine deutsche Ver- sichertenrente
des serbischen KlÃ¤gers wegen eines Versicherungsfalls der verminderten
ErwerbsfÃ¤higkeit.

FÃ¼r den 1950 geborenen KlÃ¤ger wurden im Zeitraum vom 05.02.1970 bis
21.09.1985 vom 04.09.1986 bis 31.01.1987 PflichtbeitrÃ¤ge zur Beklagten
entrichtet. In der Zeit vom 04.11.1985 bis 02.09.1985 und vom 03.02.1987 bis zum
31.08. 1988 war er in Deutschland ohne Leistungsbezug arbeitslos.

In Jugoslawien liegen Ã¼ber neun Jahre Versicherungszeiten im Zeitraum vom
31.05.1991 bis 14.06.2000 vor. Dort bezieht der KlÃ¤ger seit 01.03.2000 Rente.
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Den am 15.10.1999 beim jugoslawischen VersicherungstrÃ¤ger ge- stellten
Rentenantrag lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 08.03.2001 ab, weil beim
KlÃ¤ger keine verminderte ErwerbsfÃ¤higkeit vorliege. Dazu stÃ¼tzte sich die
Beklagte auf die Ergebnisse einer klinisch-stationÃ¤ren Untersuchung und
Begutachtung vom 12.02. bis 14.02.2001 in ihrer Ã¤rztlichen Gutachterstelle in R
â�¦ Sowohl der Internist Dr. R. wie der Arzt fÃ¼r Psychiatrie Dr. A. stellten dabei ein
vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen im Beruf des Maschinenschlossers und in der
von 1990 bis 1999 ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers als selbstÃ¤ndiger
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer eines BaugeschÃ¤fts fest. Dieses sei durch die Kriegsereignisse
in Jugoslawien weitgehend zum Erliegen gekommen, was ihn sehr betroffen
gemacht und finanziell ruiniert habe. Daher sei im Jahre 1998 Ã¼ber zwei Monate
eine stationÃ¤re Behandlung in einem psychiatrischen Krankenhaus erfolgt, die bei
regelmÃ¤Ã�iger Medikation ambulant fortgefÃ¼hrt worden sei.

Seinen Widerspruch begrÃ¼ndete der KlÃ¤ger mit der Vorlage mehre- rer
psychiatrischer Behandlungsberichte. Nach einer Stellungnahme des
Beratungsarztes Dr. D. und vergeblichen BemÃ¼hungen zur Ermittlung des vom
KlÃ¤ger in Deutschland ausgeÃ¼bten Berufes wies die Beklagte den Widerspruch
mit Widerspruchsbescheid vom 01.08.2001 zurÃ¼ck.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht Landshut (SG) erhoben und
wiederum auf seine psychiatrische Behandlung hingewiesen, die ihn gÃ¤nzlich
erwerbsunfÃ¤hig mache.

Der KlÃ¤ger ist unter Angabe gesundheitlicher GrÃ¼nde nicht beim
GerichtssachverstÃ¤ndigen, dem Internisten Dr. P. , zur Untersuchung erschienen.
Im daraufhin nach Aktenlage erstatteten Gutachten vom 14.05.2002 hielt Dr. P.
eine persÃ¶nliche Untersuchung des KlÃ¤gers fÃ¼r unabdingbar. SpÃ¤ter
vorgelegte Berichte, wie schon bekannt Ã¼ber den Aufenthalt 26.04. bis 11.05.
2001 sowie Ã¼ber Behandlungen vom 01.08.2001, 13.08.2001 und 17.09.2001 sind
vom SachverstÃ¤ndigen Dr. P. ebenfalls nach Aktenlage am 10.09.2002
gewÃ¼rdigt worden. Wiederum hat der SachverstÃ¤ndige zur genauen
Leistungsbeurteilung eine Untersuchung fÃ¼r unerlÃ¤sslich gehalten. Das SG hat
dem KlÃ¤ger daraufhin mit Schreiben vom 25.09.2002 die Ã�bernahme der Kosten
einer Begleitperson angeboten. Dieser hat wiederum Atteste Ã¼ber eine
bestehende ReiseunfÃ¤higkeit vorgelegt, insbesondere einen Untersuchungsbericht
des behandelnden Neuropsychiaters Dr. K. vom 21.10.2002 und eines weiteren
Facharztes fÃ¼r Neuropsy- chiatrie vom 22.10.2002 sowie einem EMG- und
neuropsychiatrischen Befund. Erneut Ã¤uÃ�erte sich dazu Dr. P. am 23.06.2004 und
19.07.2004.

Durch Urteil vom 26.08.2004 hat das SG die Klage abgewiesen, weil sich ein
Anspruch auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit wegen der Weigerung
des KlÃ¤gers, sich in Deutschland untersuchen zu lassen, nicht beweisen lasse.

Mit seiner Berufung zum Bayer. Landessozialgericht (LSG) hat der KlÃ¤ger ein Attest
des Psychiaters Dr. K. , vom 23.02.2005, vorgelegt, wonach eine endogene
Depression mit Therapieresistenz bestehe. Am 07.07.2005 hat der KlÃ¤ger erneut
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einen Bericht des Dr. K. mit der Diagnose einer Suizidneigung, nunmehr vom
01.07.2005 vorgelegt, wonach der KlÃ¤ger nach einem lÃ¤ngeren Zeitraum (seit
01.04.2002) wiederum zu Untersuchung komme. Er sei reiseunfÃ¤hig, verweigerte
aber auch eine Hospitalisierung. Es erfolge eine regelmÃ¤Ã�ige Medikation.

Der Senat hat ergebnislos Ermittlungen Ã¼ber BeschÃ¤ftigungen des KlÃ¤gers vom
01.08.1973 bis 26.09.1975 bei der Firma B. bzw. vom 02.04.1979 bis 18.10.1980
bei der Firma K. , jeweils in A. , angestrengt. Dort waren keine Unterlagen mehr
vorhanden.

Der KlÃ¤ger stellt den Antrag, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des
Sozialgerichts Landshut vom 26.08.2004 sowie des Bescheides vom 08.03.2001 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 01.08.2001 zu verurteilen, ihm
aufgrund des am 15.10.1999 gestellten Antrags Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit zu zahlen.

Die Beklagte stellt den Antrag, die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Hinsichtlich weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Akten beider Instanzen und der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zwar zulÃ¤s- sig (Â§ 143
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), aber nicht begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Rente wegen verminderter Er-
werbsfÃ¤higkeit. Eine solche Leistung kann nach Â§Â§ 43, 44 SGB VI in der Fassung
des Rentenreformgesetzes 1992 (gemÃ¤Ã� Â§ 300 Abs. 2 SGB VI wegen des am
15.10.1999 gestellten Antrags anzuwenden) nur beanspruchen, wer bis zum
31.12.2000 erwerbs- bzw. berufsunfÃ¤hig ist.

BerufsunfÃ¤hig sind gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 SGB VI in der Fassung des
Rentenreformgesetzes 1992 â�� RRG 92 â�� Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit
wegen Krankheit oder Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von
kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung
und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der
TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist,
umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und
ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie
ihres bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen.

ErwerbsunfÃ¤hig sind nach Â§ 44 Abs. 2 SGB VI RRG 92 in der Fas- sung des
Gesetzes zur Neuregelung der geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse vom
24.03.1999 Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare
Zeit auÃ�erstande sind, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit
auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zu erzielen, das monatlich
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630 DM bzw. 325 EUR Ã¼bersteigt.

Eine rechtlich relevante Minderung des LeistungsvermÃ¶gens liegt allerdings auch
entgegen dem Wortlaut des Gesetzes vor, wenn ein Versicherter auf den
Teilzeitarbeitsmarkt (wenn er eine solche Stelle â�� wie hier â�� nicht inne hat)
verwiesen werden mÃ¼sste. Diese durch Richterrecht (Beschluss des GroÃ�en
Senats vom 19.12.1996, Az: GS 2/95) geschaffene Rechtslage (sog.
Arbeitsmarktrente bei untervollschichtigem LeistungsvermÃ¶gen) ist vom
Gesetzgeber zum Beispiel im 2. SGB VI-Ã�nderungsgesetz vom 02.05.1996 (BGBl. I
S.659) anerkannt und auf Versicherte be-grenzt worden, die eine TÃ¤tigkeit nicht
mehr vollschichtig ausÃ¼ben kÃ¶nnen. Bei Versicherten, die eine TÃ¤tigkeit noch
vollschichtig ausÃ¼ben kÃ¶nnen, ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen (Â§Â§ 43 Abs. 2 Satz 4, Â§ 44 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB VI).
Berechtigte im Ausland erhalten diese Rente aber dorthin nicht ausbezahlt (Â§ 112
Satz 1 SGB VI).

SchlieÃ�lich ist gemÃ¤Ã� Â§ 300 Abs. 1 SGB VI der Anspruch des KlÃ¤- gers im
Rahmen einer kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage aufgrund des ab
01.01.2001 geltenden Reformgesetzes der Renten wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit (EMRefG) ab diesem Zeitpunkt auch unter den Erfordernissen
einer teilweisen und vollen Erwerbsminderung zu prÃ¼fen, die bei einem unter drei
Stunden gesunkenen ErwerbsvermÃ¶gen (volle Erwerbsminderung Â§ 43 Abs. 1
SGB VI idF des EMRefG) bzw. einem LeistungsvermÃ¶gen von drei bis unter sechs
Stunden (teilweise Erwerbsminderung Â§ 43 Abs. 2 SGB VI i.d.F. des EMRefG)
vorliegt.

Eine derartige volle Erwerbsminderung bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit lÃ¤sst sich beim
KlÃ¤ger weder zum Zeitpunkt der Antragstellung bis zu der durch das EMRefG
eingetretene RechtsÃ¤nderung (Opfergrenze von acht Stunden) noch erst recht
nicht danach unter den erschwerten Bedingungen einer Grenze von sechs Stunden
beweisen.

Der SachverstÃ¤ndige in erster Instanz, Dr. P. , hat in mehreren Gutachten nach
Aktenlage Ã¼berzeugend dargelegt, dass sich aufgrund der vom KlÃ¤ger
Ã¼bersandten Facharztberichte kein schlÃ¼ssiges Leistungsbild gewinnen lÃ¤sst.
Dazu ist eine persÃ¶nliche Untersuchung und Exploration unerlÃ¤sslich. Entgegen
den Bekundungen der behandelnden Ã�rzte ist der KlÃ¤ger danach mit einer
Begleitperson, deren Kosten vom Gericht getragen werden, auch im Stande, eine
Reise nach Deutschland zu unternehmen, wie Dr. P. in seiner jÃ¼ngsten
gutachterlichen Ã�uÃ�erung vom 19.07.2004 ausfÃ¼hrt. DafÃ¼r spricht auch die
noch wÃ¤hrend der Untersuchung in R. im Februar 2001 demonstrierte
ReisefÃ¤higkeit, obwohl damals bereits Ã¤hnliche Befunde wie in den jetzt
vorgelegten Facharztberichten attestiert worden sind. Jedenfalls lassen die in R.
nach stationÃ¤rer Begutachtung durch den Arzt fÃ¼r Psychiatrie Dr. A. erhobenen
Befunde nicht den Schluss auf ein rechtlich relevant herabgesunkenes
LeistungsvermÃ¶gen zu. Das Gleiche â�� wie zu den vorgelegten Attesten â�� gilt
hinsichtlich der vom jugoslawischen VersicherungstrÃ¤ger am 01.03.2000 erfolgten
Untersuchungen durch den Neuropsychiater Dr. V â�¦ Insbesondere widerspricht
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das dort gefundene aufgehobene LeistungsvermÃ¶gen dem ein Jahr spÃ¤ter in R.
gefundenen Untersuchungsergebnis. Diese WidersprÃ¼che hÃ¤tten sich nur durch
eine ambulante Untersuchung in Deutschland klÃ¤ren lassen.

Der jetzt beim KlÃ¤ger vorhandene Gesundheitszustand ist ohne rechtliche
Bedeutung, weswegen es auf die neu vorgelegten Arztberichte Ã¼ber den aktuellen
Gesundheitszustand nicht ankommt. Denn ab Juli 2002 sind die besonderen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen beim KlÃ¤ger nicht gegeben, wenn auch
die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt ist. Danach besteht nur dann Anspruch auf Rente
wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit, wenn

a) die letzten fÃ¼nf Jahre vor Eintritt des Versicherungsfalles mit mindestens drei
Jahren Pflichtbeitragszeiten belegt wÃ¤ren, vgl. Â§Â§ 43 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 SGB VI,
44 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 4 SGB VI i.V.m. Â§ 43 Abs. 3 SGB VI, oder

b) der Versicherungsfall spÃ¤testens im Jahre 1984 eingetreten wÃ¤re, Â§Â§ 240
Abs. 2 bzw. 241 Abs.2 SGB VI in Verbindung mit Â§ 1418 Abs. 1 RVO (zur
Anwendung dieser Vorschrift vgl. BSG SozR 3 2600 Â§ 197 SGB VI Nr. 1), oder

c) die Zeit ab 01.01.1984 bis zum Kalendermonat vor Eintritt des
Versicherungsfalles mit Anwartschaftserhaltungszeiten (hierzu zÃ¤hlen auch
freiwillige BeitrÃ¤ge) voll belegt oder noch belegbar wÃ¤re, vgl. Â§Â§ 240 Abs. 2,
241 Abs. 2 SGB VI, oder

d) die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit aufgrund eines Tatbe- standes eingetreten
wÃ¤re, durch den die allgemeine Wartezeit vorzeitig erfÃ¼llt wÃ¤re, vgl. Â§Â§ 43
Abs. 4, 53, 245 SGB VI bzw. Â§ 44 Abs. 4 i.V.m. Â§Â§ 43 Abs. 4, 53, 245 SGB VI.

Die nach unter Ziff. a) erforderlichen Voraussetzungen sind beim KlÃ¤ger ab Juli
2002 nicht mehr erfÃ¼llt. Sein jugoslawischer/serbischer Versicherungsverlauf
weist nach dem Juni 2000 keine Versicherungszeiten mehr auf. Dehnungs- oder
StreckungctatbestÃ¤nde im Sinne der Anwartschaftserhaltung fÃ¼r
Rentenbezugszeiten des anderen Staates sieht das fÃ¼r den KlÃ¤ger noch geltende
Abkommen nicht vor (vgl. DJUSVA vom 12.10.1968, Art. 25). Der Senat hÃ¤lt diese
Neuregelung in Ã�bereinstimmung mit der Rechtsprechung des BSG (Urteil vom
11.05.2000, B 13 RJ 19/99 R) fÃ¼r verfassungsgemÃ¤Ã�. NaturgemÃ¤Ã� konnte
eine Anwartschaftserhaltung bei den erst im Jahre 1984 durch das
Haushaltsbegleitgesetz vom 22. Dezember 1983 (BGBl.I 1532) eingefÃ¼hrten
Anwartschaftserhaltungszeiten im Abkommen aus dem Jahre 1968 noch nicht
berÃ¼cksichtigt werden. Ein neues Abkommen mit Serbien bzw. der
Staatengemeinschaft Serbien und Montenegro besteht nicht.

Ein Vertrauensschutz fÃ¼r die bereits 1984 dem Grunde nach erworbenen
Anwartschaft auf Rente wegen Berufs- und ErwerbsunfÃ¤higkeit nach Â§Â§ 240, 241
SGB VI in den jeweiligen Fassungen vor und nach dem EMRefG (oben Alternative c)
scheitert schon an VersicherungslÃ¼cken im Jahre 1985 (Oktober) und ab dem
01.09. 1988, ohne dass Anwartschaftserhaltungszeiten nach deutschem Recht im
Sinne von Â§Â§ 240, 241 SGB VI oder eine Ersetzung von Beitragszeiten vermittels
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eines sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs vorliegen.

Erst recht liegt angesichts der vom KlÃ¤ger fortgesetzten BerufstÃ¤tigkeit kein
Versicherungsfall der verminderten ErwerbstÃ¤tigkeit im Jahre 1984 vor (s.o.
Alternative b).

Diese versicherungsrechtliche Situation bedeutet, dass lediglich eine retrospektive
medizinische Sachermittlung zum Juli 2002 hÃ¤tte erfolgen kÃ¶nnen, bei der eine
Untersuchung im Jahre 2005 nunmehr eine bedingte Aussagekraft hÃ¤tte. Auch von
daher kommt letztlich der Beurteilung nach Untersuchung, wie sie vom 12.02. bis
14.02.2001 bei der ambulanten Untersuchung in Regensburg erfolgte, ein
maÃ�geblicher Beweiswert zu. Denn sie erfolgte in grÃ¶Ã�erer zeitlicher NÃ¤he
zum letztmÃ¶glichen Versicherungsfall, als dies jetzt der Fall gewesen wÃ¤re. Daher
kommt auch den jetzt vorgelegten Attesten des Dr. K. vom 23.02.2005 und des Dr.
K. vom 01.07.2005 keine Bedeutung mehr zu, zumal sie keinen RÃ¼ckschluss auf
den Gesundheitszustand im Juli 2002 zulassen.

Der KlÃ¤ger ist aber auch nicht berufsunfÃ¤hig. Denn es lÃ¤sst sich nicht nicht
beweisen, dass bei der PrÃ¼fung einer unzumutbaren BerufsausÃ¼bung lediglich
von dem durch die Grenzen des sog. Berufsschutzes gezogenen Berufsbild eines
Maschinenschlos-ser auszugehen ist, das der KlÃ¤ger mÃ¶glicherweise
gesundheitlich nicht mehr ausfÃ¼llen kann. Denn insoweit hat der KlÃ¤ger, ohne
dass dies etwas mit einer ReiseunfÃ¤higkeit zu tun hÃ¤tte, keine entsprechenden
Unterlagen Ã¼bersandt. Die vorhandenen Erkenntnisse Ã¼ber die letzten
BeschÃ¤ftigungsbetriebe in Deutschland (Erich Heindl, An- und Verkauf von
Schmuckwaren, Ilse Schloegler, An- und Verkauf) lassen nicht auf eine qualifizierte
BerufstÃ¤tigkeit schlieÃ�en, die Kenntnisse und FÃ¤higkeiten voraussetzt, wie sie
sonst im Rahmen einer dreijÃ¤hrigen Lehrzeit erworben werden. Diesen
Anforderungen genÃ¼gen auch nicht die ihrer QualitÃ¤t nach unbekannten,
frÃ¼heren BeschÃ¤ftigungen in metallverarbeitenden Betrieben vom 01.08. 1973
bis 26.09. 1975 (Firma B. A.) sowie vom 02.04.1979 bis 18.10.1980 (Firma K. A.).
Dort waren keine AuskÃ¼nfte mehr zu erlangen. Insoweit trÃ¤gt der KlÃ¤ger die
Beweislast fÃ¼r den fehlenden Berufsschutz.

Im Ã�brigen wird auf die zutreffenden AusfÃ¼hrungen des SG ver- wiesen (Â§Â§
153 Abs. 1, in 136 Abs. 3 SGG).

Die Berufung hat demnach keinen Erfolg. Sie ist zurÃ¼ckzuweisen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht erstatten (Â§ 193 SGG).

Die Revision ist nicht zuzulassen (Â§ 160 Abs. 1 Nr. 1 und 2 SGG).

Erstellt am: 09.09.2005
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Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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